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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Weingesetz 1%1 geändert wird 

(Weingesetznovelle 1980) 

Der Nationalrat hat besChlossen: 

Artikel I 

Das Weingesetz 1961, BGBl. Nr. 187, in der 
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 198/1964, 
BGBL Nr. 334/1971, BGBI. Nr. 60/1972, BGBI. 
Nr. 506/1974, BGBI. Nr. 419/1975 und BGBl. 
Nr. 300/1976, wird wie folgt geändert: 

1. § 19 Abs. 5 bis 13 hat zu lauten: 

'. ,,(5) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 4 
dürfen Weine unter einer der dort angegebenen 
Bezeichnungen nur in Verkehr gesetzt werden, 
wenn 

a) die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 lit. a 
bis c gegeben sind, . 

b) sie keine Zusätze von Zucker, Trauben­
most, Traubensaft oder Traubendicksaft 
erhalten haben, -

c) sie die Eigenart solcher Weine aufweisen, 
d) im ,Falle des Vorhandenseins einer Rest­

süße diese nur im Wege einer Gärungs­
unterbrechung oder durch Verschneiden 
von durchgegorenem Wein und Wein der­
selben Leseart von mindestens 5 Raum­
hundertteilen Alkohol hergestellt wurde, 

e) der Wein, soweit er für die Ausfuhr be­
stimmt ist, mit dem Weingütesiegel ver­
sehen ist, 

f)' der Wein mit einem Hinweis auf seme 
geographische Herkunft (§ 15 Abs. 1 lit. c 
bis g) versehen ist und 

g) überdies den in den Abs. 6 bis 9 ent­
haltenen Erfordernissen entsprochen ist. 

(6) Der Erzeuger von Trauben, aus denen 
Wein der im Abs. 4 bezeichneten Art gewonnen 
werden soll, hat ' 

a) am Tag der Lese der jeweiligen Rebsorte 
bis spätestens 9 Uhr - falls landesgesetzlich 
ein' Lesetermin für solche Trauben be­
stimmt wird, nicht vor diesem Termin-

diese Absicht unter Angabe der Sorte, der 
Grundstückbezeichnung 'und . -größe und 

b) innerhalb von drei Wodien naCh'durch­
geführter Lese die in Liter oder Kilogramm 
anzugebende Menge des geernteten Lese·­
gutes unter Bekanntgabe der Grundstücks­
bezeichnung und -größe, der Sorte, der 
Leseart und der Mostgrade nach der KMW 
sowie des übernehmers des Lesegutes 

der Gemeinde, in deren Bereich das betreffende 
Weingartengrundstück liegt, zu melden. Die 
Gemeinde hat die Meldungen' umgehend an den 
BundeskeIlereiinspektor und an die Bezirksver­
waltungsbehörde weiterzuleiten. 

(7) Der Landeshauptmann hat unter Bedacht­
nahme auf deri Umfang und das räumliche Aus­
maß der Prädikatsweinerzeugung sowie auf die 
Notwendigkeit, die Zweckdienlichkeit und einen 
kostensparenden Einsatz der Mostwäger (§ 29 a) 
durch Verordnung jene Gemeinden zu bestim­
men, in deren Bereich das Lesegut zum Zwecke 
der Prüfung auf Qualität und Menge .vorzu­
führen ist (Vorführgemeinden). Die Bezirksver­
waltungsbehördehat für die Vorführgemeinden 
die näheren örtlichkeiten für das Vorführen 
sowie den Beginn und das Ende des Vorführ-· 
zeitraumes durch Verordnung festzulegen. 

(8) In der Vorführgemeinde hat der Erzeuger 
von Trauben, aus denen Wein der im Abs. 4 
bezeichneten Art gewonnen werden soll, unbe­
schadet der Vorschreibungen gemäß Abs. 6, 
das geerntete Traubenmaterial in loser Schüt~ 
tung am Tag der Lese in der Zeit von 9 bis 
21 Uhr dem Mostwäger vorzuführen (Vorführ­
pflicht). 

(9) über die Erfüllung der Verpflichtungen 
gemäß Abs. 6 erster Satz hat die Bezirksver­
waltungsbehörde, in deren Bereich das Lesegut 
geerntet wurde, auf Antrag des über den Wein 
Verfügungsberechtigten eine auf die beantragte 
Weinmenge lautende Bescheinigung auszustellen, 
bei überprüfung des gemäß Abs. 8 'vorgeführten 
Lesegutes durch den Mostwäger oder bei einer 
vom Bundeskellereiinspektor durchgeführten 
Kontrolle jedoch nur dann, wenn das Ergebnis 
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2 423 der Beilagen 

der überprüfung dem .. Antrag. entspricht. Der 
Verfügungsberechtigte hat die Bescheinigung fünf 
Jahre, vom Tage der Ausstellung an gerechnet, 
a1,lfzubewahren. Wird festgestellt, daß der ge­
wonneneWein nicht oder nicht zur Gänze den 
Voraussetzungen des Abs. 4 entspricht, hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde die Bescheinigung mit 
Bescheid einzuziehen oder richtigzustellen. 

(10) Prädikatswein darf nicht unter einer der 
im Abs. 4 angegebenen Bezeichnung in Verkehr 
gesetzt werden, wenn 

a) die gemäß Abs. 6 vorgeschriebenen Mel­
dungen nicht oder nicht innerhalb der 
darin vorgesehenen Fristen erstattet, 

b) das Lesegut in den Vorführgemeinden nicht 
oder nicht in der vorgesehenen Art und 
Weise vorgeführt, 

c) die im § 26 Abs. 2 angeführten Räumlich­
keiten nicht zugänglich gehalten wurden 
oder 

d) den Erfordernissen gemäß Abs. 5 nicht 
entsprochen wurde .. 

(11) In Flaschen abgefüllte Prädikatsweine dür­
fen in dem Jahr, in welchem deren Trauben 
gewachsen sind (Lesejahr), nicht in Verkehr ge­
bracht werden. Dies gilt nicht für Prädikatsweine, 
die nach dem 31. Dezember des Lesejahres ge­
erntet worden sind. 

. (12) Soweit dies zur überwachung der Ein­
haltung der Bestimmungen der· Abs. 1 bis 6 
sowie 8 bis 11 erforderlich ist, sind die Bundes­
kellereiinspektoren berechtigt, eine Nachschau 
(§ 26) auch in Weingärten durchzuführen und 
Einsicht in die Ein- und Ausgangsbücher zu 
nehmen. Der Betriebsinhaber hat diese Maß­
nahmen zu dulden. 

(13) Weine, die nicht gemäß den Abs. 1, 2 
oder 4 bezeichnet werden, gelten als Tafelweine 
oder Tischweine und dürfen als solche bezeichnet 
werden." 

2. § 19 a Abs. 8 und 9 hat zu lauten: 

,,(8) Das Weingütesiegel hat die Worte "Wein­
güte siegel österreich" zu enthalten. Soweit Siegel­
wein für die Ausfuhr bestimmt ist, dürfen an­
stelle dieser Worte deren übersetzungen in eng­
lischer oder französischer Sprache· verwendet 
werden. Das Weingütesiegel darf nur an Flaschen 
mit einem Inhalt von 0,35 Liter bis einschließlich 
1 Liter angebracht werden. Für Qualitätsweine, 
die in sonstigen Behältnissen exportiert werden, 
ist die Verwendung des Weingütesiegels nur dann 
gestattet, wenn der Exporteur als Antragsteller 
über den im Antrag enthaltenen Wein im Inland 
zuletzt verfügungsberechtigt ist und durch ent­
sprechende Aufzeichnungen vollen Nachweis über 
die Identität des im Ausland abgefüllten Weines 
gegenüber dem beantragten führt. Die äußere 
Form des Weingütesiegels (wie Größe, Farbe, 

Kontrollnummer, Art der Aufmachung, Anbrin­
gungund Beschriftunß) sowie Vorschriften über 
den Nachweis beim Export in sonstigen Behält­
nissen hat der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft durch Verordnung. festzulegen. 

(9) Für die Inanspruchnahme der mit der 
Erledigung des Antrages verbundenen Tätigkeit 
der zuständigen Untersuchungsanstalten und des 
Bundesministeriums für Land- und Forstwirt­
schaft hat der Antragsteller ein Entgelt nach 
Maßgabe eines Tarifes zu entrichten. Den Tarif 
hat der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft unter Bedachtnahme auf den in Durch­
führung dieser Tätigkeit verbundenen. Sach- und 
Zeitaufwand sowie den Aufwand, der sich in 
Beziehung auf die Art dieser Tätigkeit ergibt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen durch Verordnung zu erlassen." 

3. Nach § 29 ist folgender § 29 a einzufügen: 

"M 0 s t w ä ger 

§ 29 a. (1) Sieht die Landesgesetzgebung die 
Einrichtung von Hilfsorganen bei der Behörde 
vor, die mit der Kontrolle des für die Erzeugung 
von Prädikatswein bestimmten Lesegutes be~uf­
tragt sind (Mostwäger), so kommen hiefür nur 
Personen in Betracht, die 

a) das 19. Lebensjahr vollendet haben, 
b) die erforderlichen fachlichen, geistigen, kör­

perlichen und charakterlichen Voraussetzun­
gen erfüllen, 

c) vertrauenswürdig sind und 
d) den erfolgreichen Besuch eines vom Bun­

desministerium für Land- und Forstwirt­
schaft veranstalteten Lehrkurses nach­
weisen können, in dem die für die Kon­
trolltätigkeit eines Mostwägers erforder­
lichen Kenntnisse vermittelt werden. 

(2) Die Mostwäger sind innerhalb ihres Auf­
gabenbereiches (Abs. 1) verpflichtet, 

a) das gemäß § 19 Abs. 8 vorgeführte Lesegut 
auf Qualität und Menge zu prüfen, 

b) über die Prüfung Aufzeichnungen zu füh­
ren und, 

c) soweit dies im Rahmen der Durchführung 
ihrer überprüfungstätigkeit erforderlich ist, 
in den Weingärten und in den im § 26 
Abs. 2 angeführten Räumlichkeiten Nach­
schau zu halten. 

(3) Die Betriebsinhaber, ihre Stellvertreter oder 
sonst Beauftragten sind verpflichtet, die gemäß 
Abs. 2 lit. a und c vorgesehenen Maßnahmen 
zu dulden. Sie sind ferner verpflichtet, die im 
§ 26 Abs. 2 angeführten Räumlichkeiten am 
Tage der Vorführung des Lesegutes bis 21 Uhr, 
wenn jedoch begründeterweise anzunehmen ist, 
daß auch zu anderer Zeit in diesen Räumlich­
keiten gearbeitet wird, auch zu dieser Zeit, zu­
gänglich zu halten. 
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· 423 der Beilagen 3 

(4) Die Mostwäger genießen in Ausübung 
ihres Dienstes den Schutz, der Beamten gewährt 
wird (§ 74 Z 4 StGB). 

(5) Der Landeshauptmann wird ermächtigt, 
ungeachtet der Bestimmung des § 78 Abs. 2 A VG, 
durch Verordnung einen Betrag als Verwaltungs­
abgabe festzusetzen, der je Liter oder Kilogramm 
des gemäß § 19 Abs. 6 lit. b zu .meldenden 
Lesegutes zu bemessen ist. Bei der Festsetzung 
dieses Betrages ist auf den für die Tätigkeit 
der Mostwäger erforderlichen Aufwand Bedacht 
zu nehmen. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat' 
die Verwaltungsabgabe dem im Zeitpunkt der 
Meldung über den Wein Verfügungsberechtigten 
vorzuschreiben." 

4. Dem § 45 Abs; 1 ist als lit. g anzufügen: 

"g) Bescheinigungen gemäß § 19 Abs. 9 zum 
Zwecke der Täuschung verwendet, nach­
ahmt oder weitergibt,". 

5. § 51 Abs. 2lit. f hat zu lauten: 

"f) als Betriebsinhaber (Stellvertreter, Beauf­
tragter) den Bestimmungen der §§ 26, 
27 Abs. 1 und 29 a Abs. 3 zuwiderhandelt,". 

6. § 51 Abs. 3lit. abis c hat zu lauten: 

"a) Wein oder weinähnliches Getränk, dessen 
Be~eichnung nicht den Bestimmungen der 
§§ 13 bis 17, 19 Abs. 1, 2, 4 und 5, 20 
Abs. 1 bis 8 und 21 entspricht, zum Ver­
kauf bereithält, verkauft oder sonst in 
Verkehr bringt oder Prädikatswein ent­
gegen§ 19 Abs. 10 in Verkehr bringt, 

b) andere als die im § 22 Abs. 1 bis 6 ange­
führten Obstweine oder Obstwein, dessen 
Bezeichnung nicht den Bestimmungen des 
§ 24 entspricht, zum Verkauf bereithält, 
verkauft öder sonst in Verkehr bringt, 

c) den Bestimmungen der §§ 19 Aos. 9 zwe.iter· 
Satz, Abs. 12 zweiter Satz, 19 a Abs. 4 
erster und dritter Satz, Abs. 7, 8 und 11 
sowie des § 36 zuwiderhandelt." 

Artikel 11 

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun­
desgesetzes bestimmt sich nach § 57 des Wein­
gesetzes 1961 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBI. Nr. 419/1975. 

Erläuterungen 

Schonanläßlich voraTIig·egangener Novellierun­
~en ,des Weing.eset:z<es. wurde ,darauf hingewiesen, 
daß der Weinverkehr, .gesamthaft ,gesehen, einem 
st:bnd~gen Fortentw,icklungsproZieß unterliegt, 
worruus sich notwendigerweise Auswirkung,en 
auch auf die Le~istik und hier wiederum ins­
besondJel1e ·auf jene Normen ,er.geben mÜlSsen, 
die üher wesentliche Tei:lber,eiche eme Aussage 
enthalten, wie etwa auf die Btezeichnungsvor­
schrihen, die R.egelungen über dite QuaLitätsweine 
(einschließLich jener besonderer Reife und Lese­
art, kurz also ·der Prädikatsweine) und die Kon­
trollbestimmungen. Auch .der vorlie.gende Gesetz­
entwurf ö,st ausschli,eßlichaus dem Blickwinkel 
dieser kontinuierlichen Entwicklu!lig ZIU sehen. 

Bestand anläßlich .der Aussendung ,des Begut-
. achtungs entwurfes noch .die Vorste<llung, da's 

Weingesetz umfangmäßig in ·etwa ,mittlerem AIus­
maß zu ,novdlieren; hat sich [n der Folge die 
überzeugung durchgesetzt, die Gesetzwerdung 
vor,erst jener Vorschriften heschleunigt zu v,er­
foLgen, die .die hesondere Kontrolle .der Prädi­
katsweine und. ,die damit im sachLichen Zusam­
menhang stehenden Begleitbestimmungen lZum 
Geg.enstand haben; letzteren werden wohl ·auch 
diie al1lZupa~enden Strafbescimmungen sowie die 

Ermächtigungen zur VorschreiJbungeiner heson­
deren, mit ·dem Einsatz von Mostwäg.ern zu­
sammenhängenden .BundeSVlerwaltungsabgabe 
und eines auf die Weingütesiegdverleihungabge­
steHten Tarifes zuzuzählen sein. Hinsichtlich des 
Wei,ngütesitegels soHen üherldi'es frmndsprachJige 
Worte v'erweooet werdendürf,en. 

HiIlJSichtlich ,der übrigen, im Begutachtutljgs­
entwurf vOl1ge~ehen gewesenen Abänderulligen 
iost lin Aussicht genommen, .diese :im Rahmen 
e~Ilier weiteren, :dann aber umfangreicheren No­
v.eHeahermals zur Ditskussion zu silenen. 

Die Zuständi.gke~t des BUIlides zur Regelung 
des GegeIlJStancles el1~bt sich ,aus den Kompetenz~ 
tatbeständen BekämpfU!Jig des unlauteren Wett­
bewerbes, Ernährungsweseneinsch1ießLich, Nah­
rung,smittelkontrolle, Angelegenheit des Gewer­
bes und der Industrie sowie WarenveI'kehr miit 
dem Ausland. 

Für den Bund ·ergeben sich aus der Novellie­
rung an sich keine Kosten. Soweit ein verstärk­
ller Einsatz, etwa der Bundeskellereiinspektoren 
~m· Rahmen zusätzlich,er Prädika,tsweinkontrol1en; 
erforderlich werden sollte, könnte ,dies- allenfalls 
eine zusätzlliche Planstelle der Verwendungs­
gruppe Bzur Folge haben; 
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4- 423 der Beilagen 

Zu Idlenein2lelnen Bestimmungen: 

Zu Z 1 (§ 19 Abs. 5 bis 13): 

AlLg,emein ist ,f,estZ'uhalnen, daß auch schon ,die 
bi~hemgren Knderungen zu di'e~em Pal1ag,rapnen 
(durch di.e Nover1len 1971, 1972 und 1976) j,e­
we/ils unter Idem Gesichtspwnk:t 'einer zusätzdichen 
VeJ:1besserung der Qual1tätsvorschriften ,erfoLgt 
sind. Mit den nUIlJffiehr zur Erörterung stehen­
den B,estimmung,ensoll newerliich 'ein solcher 
Schritt getan werden, Ig,etragen von dem Bestre­
ben, die hier behandelten he~ol1Jderen Qua:L1täts­
vorschriften möglichst umfassend, dennoch aber 
pl1aktibbel rund übenschaubar 2lU ,ge~tJalten. 

Die EinleitungSIWorte des Arbs. 5 !Sowie dessen 
lit. a his fentsprechen der bishetiig,en Fa'ssung 
dieses A:bSiatzes. Die lit. g \~st neu, ihre Auf.nahme 
ellgibt .sich aus ,den NeuformuIierul1!g,en in diesem 
Paragraphen. 

Der Ahs. 6 Ideckt sich mi,t,dem Wortlaut des 
hisher~g!en Ahs. 6, J,edii~lich .der Letzte Satz wurde 
hi.er heranJisgenommen und ,in 'ang,epaßter Form 
in den ,neuen Abs. 10, weil sy,stematJ~schdorthin 
~ehörj.g,eingebracht. 

Di,e B,es't~mmungen über &eim ZUISammen­
hangrnit der Erzeugung vonPriidikatsweinen 
vongesehene KontrolLe sol1enallg,emein verbessert 
wenden, ,um ,daaT\lit ,einen v,erstärkten Schutz für 
solche Getränke zu erreichen. rm hes'Onderen 19011 

mit den neuen Abs. 7 und 8 sowie dem ergänz­
ten Abs. 9 die KontroUe !bei der Erzeugung V'on 
Priidikatsweineninsofern verbessert wenden, als 
in Gemeli!llden, in denen ierfahru11!g~gemäß e1n 
J:1elaniv großer Anfall .dieser Weine zu ,erwarten 
ist, ,die Erzetlig,er verpflichtet wenden, aas Les~ut 

. einem heson'deJ:1en Kontr:ollorgan vorzuführen. 
Solch'e Gemeinden wendIen durch Verondnung des 
Landeshauptmannes zu' 'bestimmen 'sein. Die Kon­
troUe ides Lesegutes ,ein ,loser Schüttung) durch 
den BundeskeILer,ei~nspektor oder ,den Mostwäger 
soU eine wirksame überpriifung hinsichtlich der 
Qualität (Mostgradation) un)d Men;ge 'aID Ta,g 
der Lese ,garantieren. Sie wind, IZUlSaJmmen mi.t 
den schon bisher erfoflderlichen Ahsichts- IUJtld 
Mengenme1dun;g,en, ,die Voraussetzung für di'e 
Auss.lleHung!d!er rum Ahs. 9 g,enannten Bescheini­
gung ,du-rchdie Bezlirksverwaltu11i~sbehörde hil­
den. Ln. den ührigen Gemeinden Isoll die ,oisherige 
Praxis heJibehalten wenden. 

Der neu:lJngefügte Abos. 10 enthält di,e sich 
aws rden vorang,ehenden' Abs. 6 his 9 erg,ehenden 
Verbote betreffend das Inver kehrsetzen von 
hidü diies'en Vo~schrif,ten entsprechenden Prädi-
katsw'einen. • 

Abs. 11 wunde .ehenfalils neu, Ilufgenommen. 
Auch mit dieser Bestimmung soH iim QualitäJts­
denken ein weiterer Schl'itt nach vorne. ge~etz;t 
werden. Weine mit höhener Quallität - hier also 

Prädikatsw1eine - braJuchen eJinen längeren Zeit­
raum für ,den AUISbau ihJ:1er llig,enart, die bekcannt­
lich ,ein w,esentliches Krtinerium, für solche Wei'l1!e 
bildet (vg,L Ahs. 5 lit. c). Damit sich id~ese Weine 
dalnach entJSprechel1!d dinwandfrei präsennilCl'en 
können, Ibedarf,es des vorgesehenen Verbotes. 
Wegen der z'ur Z.eit ,der Lese notwendigen Mo­
hilität w:ar diese ß.esnimmung aBeJ:1dil1jgsauf im 
FLaschen a:hgefüllne Prädi;katsw,eine zu heschrän­
ken;d~e Beföt1derungetwa von Kdtertrauben, 
TraubenmOIst oder V'on Wein [n Tanks ,u. dgl. 
bLeibt 'sohin von rdtiesem Verbot unberührt. Da.s­
selbe muß für Prädikatswein gehlen, des'sen Trau­
ben ,erst nach dem 31. Dezember 'greerntet werden, 
wei,l andernfalls im folgenden Jahr - aLs "Lese­
jahr" - solcher W,ein nicht in Verkehr ,gebracht 
WIenden ,dürfte, was unv,er,tnevblar ersch,vene. 

Di,e Abs. 12 und 13 haben lledigliicheine gering­
fürgr~g,e iOJ:1maIe AnpaJssung ,evfahr,en, ,inhaltlich 
stimmen sie mit rden b~sherigen Abs. 8 und 9 
Ülber,ein. 

Zu Z 2 (§ 19 a Abs. 8 und 9): 
Die Welil1!mal'ktlage ,in östel'reich macht es er­

fonderlich, neue Exportrnärktie für österreichi­
schen W,ein zu ,erschließen. Hoffnungsgebiiete hie­
für 's,]nid: vor altem die eng.\ischspr,achliogen, in 
weiterer FO'Lge ,aher 'auch ft1anzösischsprachige 
Länder. Es versteht :sich von sdbs.t, daß es ent­
sprechend gezielter Wierbemaßnahmen hedarf, in 
diesen Ländem ösnerreichilschen W,ein hestrnögLich 
bekanl1Jtzumachen: !Ul1!d als Qualitätsw,ein zu pro­
filienen. Um ,dieses Ziel ,5'0 bald als möglich zu 
erreichen, rmüssen für ,dii,e Worte "W,ei11igüt'es~elgel 
österr,eich" ,die passenden englischen hzw. fran­
zösischen Worte - so etwa die Worte "Austria­
Quality Wine Seal"für den englischen 
Sprachbereich offiziell eingeführt sein; 
denn nur dadurch kann der Aussage-
wert Ides Weil1!gijtesiegels, rdaJS sich entsprech,endl 
der hrsherigen Gegetze~h.ge led~g]ich in deutsch,er 
Sprache präsentlLeren Jäßt und daher von mur 
englisch oder französisch sprechenden Personen 
nicht verstanden Wlel1den kann, maßgeblich er~ 
höht w,enden. Mit der vOJ:1g,esehenen Einfürgung 
ist ,ru~ geset2l1iche GrundI;ljge für ;diie Erreichung 
des angestrehnen Zieles 'geschaff'en. Das Nähere 
hi,ezu wird in der Verondnu11ig ,frber die Form und 
Verwendu11ig des WeingüteSli:egels (,derzeit Ver-. 
ol1dnung BGBI. Nr. 469/1972) zu r~gelnsein., 

Unter dem h~er ,angespr.ochenen "Entg,elt" s~nJd 
verwa1tun;gsnechnisch wohl Barauslagen im Sinne 
des § 76 A VG 2ru vet1Snehen. Es kann nun darauf 
verzichtet· we1"den, dj'ese Barauslagen von Fall 
zu F'all festsetzen zu müssen, w,eil isie in ihrem 
Ausmaß kaum differ.ileren werden und tarifmäßig 
erfaßbar 'sind. W,ie in zahlreichen 3Jl1Jderen Vrer­
waltungsbereich'en Wiind auch hier dieser Tarif. im 
Verondnu11igiswege festzulegen ,sein. KriteJ:1ien im 
Sinne des Art. 18 Abs. 2 B-VG soUen hiebei der 
sach- Uil1Jd 2Jeinbezogene AuJw3Jflid iS.eJin. 
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Zu Z 3 (§ 29 a): 

Dem Export vün Prädikatsweinen kommt, wie 
erwi'es'enr~t, ,eine iste]geinde ,Bedeutung zu. Darauf 
muß 'daher a;uch in den· V;ürschniften über idie 
Kontrolle solchen Weines besonder:sB,edacht ge­
nümmen werden. In ,der Wein@esetznovdle 1976 
ist dies bereits ,tleilwe~se gesch,ehen, doch hat die 
PraXl~S gezeigt, daß es hier in der AusÜibung der 
Kontrolltäügke~t ,selbst einer gezidtJen Verbes­
ser,ung bedarf. Es g,eht vor allem um die Re<alisie­
rung des V ürhaJbens, den Prädika'tlswe.in:iIn Is'einem 
Wel'ldeganrg kontrollmäßig lückenlos xu ,er:fassen, 
sowe~t ,dies bei l"ealistischer BetrachtullJg über­
haupt pnaktiz'ierbar ,i5t. Mit ,der Einschaltung 
der Mostwäger ,süll nun die Ibestehende Lücke im 
Kontro1lmechanismus weitg'ehend ;geschloss,en 
wenden. 

,Bei den M05twägern ha.ndelt es sich einde;utig 
um Hilf,sorgane der Bezirksverwaltungsbehör,d1en 
in Durchf,ührung von Aufgaben der mitte1bal1en 
BundesverwaltullJg. Ihl'e Tätigkeit hat au~schlj,eß­
lich darin zu Ibestehen:, d~es,e Hehörden in der 
hier ;geg,ebenen spezieUen Aufgabe, ,nämlich der 
Ausstellung der für Iden Prädi:ka:t1sweinverkehr 
maßg,eblich'en B,e:scheinigung über Absichts- unld 
M'engenmeldung, ,in der W'ei:>e zu runterstützen, 
daß sie rda,s vorzuführende Le.segutauf 's,eme 
"PrädikaMweinfäh~gkeit" überprüf,en und so eine 
rechtliche Vüraussetzung ,für dIi!e AuslSte1lUJIlg der 
bes<ligtJen B,eschefnigung schaffen. 

Da der Hedarf an solch'en Hilfsorganen .und 
das Ausmaß ihres Einsatzes entsprechend 
aer Mehr- und Minderprüduktion an 
Prädikatsweinen regionenweise unterschied­
lich sein wird, wird es vürerst einmal 
Sache der Lande~g'esetzgelbung 'sein, diese Orgoaone 
unter Berdachtmahme auf dii'e Err;eichung eiruer 
möglichst lückenfLosen undeffizienven KontwHe 
in ausfleichendem Ausmaß einzul1ichten. Ist dies 
gesch,ehen, w.erden im Rahmen· des LandesvoH­
zugsbereich'es anläßlich der BetraJuung bestimmter 
Personen mit .den Au~ga:ben ,eines Mostwägers 
&e vom BundesgesetZlgeber im .gegenständlichen 
§ 29 a festgelergtJen f.achlich,en Enforderniisse -
etwa,1ge sorstige Erfür'derni~se, wie solche Id]enst­
rechtlicher Art, festzule:gen, bleibt :Lusschließlich 
der La.ndesgJeset:z'gebuI1;g vonbehalten - zu be­
achten .sein. Der Ei,nsatz dieser Organe ,im Falle 
ihrer Betrauung richtet sich nach den vürgesehenen 
BestJimmwngen des Weingesetzes, in denen der 
Au~gahenbereich g.eregelt ,ist (",gI. § 29 a Albs. 2). 
Sieht dLe Landes,gesetz:gehung ,eine Regelung Ü!ber 
die Einrichtung von Mos:twäigern nicht vor oder 
verz,ichtlet $oie in cüncreto ,mo{ deren NQminierung, 
wel'denauch die bwndesr,echtlich vür,gesehenen 
Bestimmungen über ,dliese Organe nicht zum Tra­
gen kommen können. 

Der Abs. 1 enthält im ,einleitlenden Satzteil 
den 'schon ,erwähnten, ·auf die Landesg,es,etz;g,ebung 
abgeste1ltJen VÜl1behalt und die kurze Umschl1ei-

5 

bung dies Auf:galbenbereiches sOWlue in den lit. a 
bis d die Aufzählung der persönlichen Erfürder­
niss,e, die für ein Bilfsünga,n geg1eben se~n müs~en. 
Die Kurzbezeichn'UIlg "Mostwäger" w;ur;de des­
halb gewählt, weil damit ,die wes,enDliche Tätig­
keitdes Hiilfsonganes, ,aa,s Mostgewicht des Trau­
benmos'tJes ,in "Kloster;neuburger Mostwaage" 
gradmäßig festzustellen, im weiteren Sinne also 
"abzuwägen", ,aUgemeinver:ständilich !zum Aus­
d11Uck kommt. 

Im .&bs. 2 list der Umfing der Verpflichtun;gen 
des Mostwägers näher ausgeführt; im Abs. 3 sind 
die Pflichten Ides BetriebsinhaJbers 'Umschrieben. 

Der ,dem Abs. 4 be,igefÜigtle H~nweis auf § 74 
Z·4 StGB - diese BestJimmung enthält den straf­
gesetzlichen Beamtlenbegriff ~ bedeutet, daß der 
Mostwäger un AusübuJIllg seines DienstJes den ent­
sprechenden Schutz· genießt, wie er im iibrirg,en 
schon bisher den BundeskdIereiinspektoren (vgI. 
§ 25 Abs. 2.) gewährt'~t. 

Die Rege1ung vün .&bgaben, die für eine im 
Gesetzgebungs- und Vollzugsherelich rdes Bundes 
lieg'ende Tät~gke~t zuentr:ichtlen sind, fällt ~n di,e 
Zuständi.gkeit .des ,sogenannten Matedengesetz­
gebers,daJS ,ist hier der für daJS Weinrecht zlustän­
dige Bundesges,enz:geber. Da .die Mostwäg,er ,als .. 
HilfsorgaJUe der Bezirksverwaltungsbehöl1de Mn 
Bereiche der Bundesvüllziehung tätig werden, ist 
für die .danach zu ,entrichtende Abgabe die gesetz­
biche Grundl1age im W:eingesetJz l~elbst zu schaffen. 
Der mit dem vodiegenden Abs. 5 für ,eliie Fiest­
setzung der AbgaJhe lermächtigtre Landesharupt­
mann hat sich hiebei a.ndem Aufwan,d zu orien­
tieflen, der für den Einsa.tz der Müstwäger erFor­
derlich sein wird. Die im Einzelfalle vom Verfü­
gungsberechtigtJen zu ,entrichterude Abg~he wlird 
durch S.esche~d der BezirksverwaJlwllJg!sbehörde 
vorzmschre!iben sein. FestzU!halten ist, daß die 
Mostwäger wohl üherw.i,e!;'end im Interesse j'ener 
Personen tät~g werden, die besondel1s kontrol~lierte 
Prädika'tsweine ,erzeugen und ,in Vierkehr S·etzen 
wolLen, sodaß die Vürschre~bung einer Abgalbe 
besonder:er Art, wie sile§ 78 Abs. 1 'lind 2 A VG 
1950 vorsieht, gerechtfel1tigt 'erscheint. Da d~e Ab­
gabe auf die Li,teflmenge (,oder Kiilomenge) aJb­
!;,estellt i,st, soll hi'ei ,die im ,§ 78 Abs. 2 A VG 
vorgesehene Beschränkung ,auf den Höchstbetrag 
von S 4 500,- wegfaHen. 

Zu Z 4 (§ 45 Abs. 1): 
W~e sich aus den §§ 19 'lind 29 a 'ergilbt, soHen 

die B.estimmungen über Prädikatsweine eine wei­
ter,e Verschärftmg ,erfahren; der GflUnd hiC!für ist 
nicht zuletzt ,in den ,ge:g,ebenen Exportinter,ess,en 
zu sehen. Die Glaubwürdiigkeit hinsichtlich der 
Ql.laliotät solcher Weine gegenüber dem Ausland 
muß nämlich Ü'berzeug,end Igar:anüert werden 
können. Die neu aufig,enümmenen B,esuim!TIiungen 
wären a.ber letztlich ~n ·ihl1em Effekt wirkungslüs, 
wolke man bei den Strafbestlimmungen inkonse­
quent sein. Dies muß unter anderem auch hin-
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6 423 der Beil3igen 

s,ichtlich ,der Verhaltensweisen mit J,er für Prä­
d:ikatsweine V'or:ges<ehen~Besch(liIlligun:g (s~ehe 
§ 19 Abs. 9) gelten. Durch ,rue Hineinnahme 
einer neuen lit. og inden Abs. 1 des § 45 soll hier 
möglichen ManJipulationen entsp1"echend begegnet 
werden können. Wer sich auf solche einläßt, soll 
daher mit gerichtlicher Strafverfolgung rechnen 
müssen. 

ZuZ 5 und 6 (§ 51): 

Die Änderungen in den ,im § 51 ~usa:mmen­
gefaßten ß.es,timffiungen über Verwaltungsüher-

tretun:gen ergeben sich au's den Änderungen in 

den materiell-rechtlichen Vorschriften. 

Zu Art. II: 

Da seit der mit der Novelle BGB!. Nr. 419/ 
1975 zu § 57 getroffenen ,umhssenden Zuständig­
keitsregelun.g keine Andenmg eingetr,eten ist, 
konnte sich .dj~e gegenständliche Regelung in glei­
cher Weise wie jene zur Weingesetznovelle, BGBl. 
Nr. 300/1976, mit dem vorgesehenen Hinweis 
begnügen. 
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423 der Beilagen 7 

Textgegenüberstellung 

Gel t end e r Tex t: 

Zu Z 1 (§ 19 Abs. 5 bis 13): 

(5) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 4 
dürfen Weine unter einer der dort angegebenen 
Bezeichnungen nur in Verkehr gesetzt werden, 
wenn 

a) die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 lit. a 
bis c gegeben sind, 

b) sie keine Zusätze von Zucker, Trauben­
most, Traubensaft oder Traubendicksaft 
erhalten haben, 

c) sie die Eigenart solcher Weine aufweisen, 
d) im Falle des Vorhandenseins einer Rest­

süße diese nur im Wege einer Gärup.gs­
unterbrechung oder durch Verschneiden. 
von durchgegorenem Wein und Wein der­
selben Leseart von mindestens 5 Raum­
hundertteilen Alkohol hergestellt wurde, 

e) der Wein, soweit er für die Ausfuhr be­
stimmt ist, mit dem Weingütesiegel ver­
sehen ist und 

f) der Wein mit einem Hinweis auf seine 
geographische Herkunft (§ 15 Abs. 1 lit. c 
bis g) versehen ist. 

(6) Der Erzeuger von Trauben, aus. denen 
Wein der im Abs. 4 bezeichneten Art gewonnen 
werden soll, hat 

a) am Tag der Lese der jeweiligen Rebsorte 
bis spätestens 9 Uhr - falls landesgesetzlich 
ein Lesetermin für solche Trauben be­
stimmt wird, nicht vor diesein Termin -
diese Absicht unter Angabe der Sorte, der 
Grundstücksbezeichnung und -größe und 

b) innerhalb von drei Wochen nach durch-
- geführter Lese die in Liter oder Kilogramm 

anzugebende Menge des geernteten Lese­
gutes unter Bekanntgabe der Grundstücks­
bezeichnung und -größe, der Sorte, der 
Leseart und der Mostgrade nach der KMV 
sowie des übernehmers des Lesegutes 

der Gemeinde in deren Bereich das betreffende 
Weingartengrundstück liegt, zu melden. Die 
Gemeinde hat die Meldungen umgehend an den 
Bundeskellereiinspektor und an die Bezirks­
verwaltungsbehörde weiterzuleiten. Werden die 
Meldungen nicht oder nicht innerhalb der ange­
gebenen Frist erstattet, darf der gewonnene 
Wein nicht unter einer Bezeichnung gemäß 
Abs.4 in Verkehr gesetzt werden. 

Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g: 

(5) Unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 4 
dürfen Weine unter einer dort angegebenen Be­
zeichnung nur in Verkehr gesetzt werden, wenn 

a) die Voraussetzungen gemäß "Abs. 1 lit. a 
bis c gegeben sind, 

b) sie keine Zusätze von Zucker, Trauben­
most, Traubensaft oder Traubendicksaft 
erhalten haben, 

c) sie die Eigenart solcher Weine aufweisen, 
d) im Falle des Vorhandenseins einer Rest­

süße diese nur im Wege einer Gärungs­
unterbrechung oder durch Verschneiden 
von durchgegorenem Wein und Wein der­
selben Leseart von mindestens 5 Raum­
hundertteilen Alkohol hergestellt wurde, 

e) der Wein, soweit er für die "Ausfuhr be­
stimmt ist, mit dem Weingütesiegel ver­
sehen ist, 

f) der Wein mit einem Hinweis auf seine 
geographische Herkunft (§ 15 Abs. 1 lit. c. 
bis g) versehen ist und 

g) überdies den in den Abs. 6 bis 9 enthal­
tenen Erfordernissen entsprochen ist. 

(6) Der Erzeuger von Trauben, aus denen 
Wein der im Abs. 4 bezeichneten Art gewonnen 
werden soll, hat 

a) am Tag der Lese der jeweiligen Rebsorte 
bis spätestens 9 Uhr - falls landesgesetz­
lich ein Lesetermin für solche Trauben be-· 
stimmt wird, nicht vor diesem Termin -
diese Absicht ,unter Angabe der Sorte, der 
Grundstücksbezeichnung und -größe und 

b) innerhalb von drei Wochen nach durch­
geführter Lese di'e in Liter oder Kilogramm 
anzugebende Menge des geernteten Lese­
gutes unter Bekanntgabe der Grundstücks­
bezeichnung und -größe, der Sorte, der 
Leseart und der Mostgrade nach der KMW 
sowie des übernehmers des Lesegutes 

der Gemeinde, in deren Bereich das betreffende 
Weingartengrundstück liegt, zu melden. Die Ge­
meinde hat die Meldungen umgehend an den 
Bundeskellereiinspektor und an die Bezirksver­
waltungsbehörde weiterzuleiten. 

(7) Der Landeshauptmann hat unter Bedacht­
nahme auf den Umfang und das räumliche Aus­
maß der Pr~dikatsweinerzeugung sowie auf die 
Notwendigkeit, die Zweckdienlichkeit und einen 
kostensparenden Einsatz der Mostwäger (§ 29a) 
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8 423 der B eiJ3jgen 

Gel t end e r Tex t: 

(7) über die Erfüllung der Verpflichtung gemäß 
Abs. 6 erster Satz hat die Bezirksverwaltungsbe­
hörde, in deren Bereich das Lesegut geerntet 
wurde, auf Antrag des über den Wein Verfü­
gungsberechtigten eine auf die beantragte Menge 
des Weines lautende Bescheinigung auszustellen. 
Der Verfügungsberechtigte hat die Bescheinigung 
fünf Jahre, vom Tage der Ausstellung an gerech­
net, aufzubewahren. Wird festgestellt, daß der 
gewonnene Wein nicht oder nicht zur Gänze 
den Voraussetzungen des Abs. 4 entspricht, hat 
die -Bezirksverwaltungsbehärde die Bescheinigung 
mit Bescheid einzuziehen oder richtigzustellen. 

(8) Soweit dies zur überwachung der Einhal­
tung der Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 erfor­
derlich ist, sind die Bundeskellereiinspektoren be­
rechtigt, eine Nachschau (§ 26) auch in Wein-

Vor g e s chI a gen e Fa s s u n g: 

durch Verordnung jene Gemeinden zu bestim­
men, in deren Bereich das Lesegut zum Zwecke 
der Prüfung auf Qualität und Menge vorzu­
führen ist (Vorführgemeinden). Die Bezirksver­
waltungsbehärde hat für die Vorführgemeinden 
die näheren örtlichkeiten für das Vorführen 
sowie den Beginn und das Ende des Vorführ­
zeitraumes durch Verordnung festzulegen. 

(8) In den Vorführgemeinden hat der Erzeu­
ger von Trauben, aus denen Wein der im Abs. 4 
bezeichneten Art gewonnen werden soll, unbe­
schadet der Vorschreibungen gemäß Abs. 6, das 

, geerntete Traubenmaterial in loser Schüttung am 
Tag der Lese in der Zeit von 9 bis 21 Uhr dem 
Mostwäger vorzuführen (Vorführpflicht). 

(9) über die Erfüllung der Verpflichtung 
gemäß Abs. 6 erster Satz hat die Bezierksverwalt­
tungsbehärde, in deren Bereich das Lesegut ge­
erntet wurde, auf Antrag des über den Wein 
Verfügungsberechtigten ein auf die beantragte 
Weinmege lautende Bescheinigung auszustellen, 
bei überprüfung des gemäß Abs. 8 vorgeführten 
Lesegutes durch den Mostwäger oder bei einer 
vom Bundeskellereininspektor durchgeführten 
Kontrolle jedoch nur dann, wenn das Ergebnis 
der überprüfung dem Antrag entspricht. Der 
Verfügungsberechtigte hat die Bescheinigung fünf 
Jahre, vom Tage der Ausstellung an gerechnet, 
aufzubewahren. Wird festgestellt, daß der ge­
wonnene Wein nicht oder nicht zur Gänze 
den Voraussetzungen des Abs. 4 entspricht, hat 
die Bezirksverwaltungsbehärde die Bescheinigung 
mit Bescheid einzuziehen oder richtigzustellen. 

(10) Prädikatswein darf nicht unter einer der 
im Abs. 4 angegebenen Bezeidmung in Verkehr 
gesetzt werden, wenn -

a) die gemäß Abs. 6 vorgeschriebenen Mel­
-dungen nicht oder nicht innerhalb der 
darin vorgesehenen Fristen erstattet, 

b) das Lesegut in den Vorführgemeinden nicht 
oder nicht in der vorgesehenen Art und 
Weise vorgeführt, 

c) die im § 26 Abs. 2 angeführten Räumlich­
keiten nicht zugänglich gehalten wurden 
oder - -

d) den Erfordernissen gemäß Abs. _ 5 nicht 
entsprochen wurde. 

(11) In Flaschen abgefüllte Prädikatsweine 
dürfen in dem Jahr, in welchem deren Trauben 
gewachsen sind (Lesejahr), nicht in Verkehr ge­
bracht werden. Dies gilt nicht für Prädikats~ 
weine, die nach dem 31. Dezember des Lesejahres 
geerntet worden sind. 

(12) Soweit dies zur überwachung der Ein­
haltung der Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sowie 
8 bis 11 erforderlich ist, sind die Bundeskellerei­
inspektoren berechtigt, eine Nachschau (§ 26) 
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Gel t end e r Tex t: Vor g e s chi a gen e Fa s s u n g: 

gärten durchzuführen und Einsicht in die Ein- auch in Weingärten durchzuführen und Einsicht 
und Ausgangsbücher' zu nehmen. Der Betriebs- in die Ein- und Ausgangsbücher zu nehmen. Der 
inhaber hat diese Maßnahmen zu dulden. . Betriebsinhaber hat diese Maßnahmen zu dulden. 

(9) Weine, die nicht als Qualitätsweine gemäß 
den Abs. 1, 2 und 4 bezeichnet werden, sind 
Tafelweine oder Tischweine und können als 
solche bezeichnet werden. 

Zu Z 2 (§ 19 a Abs. 8 und 9): 

(8) Das Weingütesiegel hat die Worte, "Wein­
gütesiegel Österreich" zu enthalten. Es darf nur 
an Flaschen mit einem Inhalt von 0'35 Liter bis 
einschließlich 1 Liter angebracht werden. Für 
Qualitätsweine, die in sonstigen Behältnissen ex­
portiert werden, ist die Verwendung des Wein­
gütesiegels nur dann gestattet, wenn der Expor­
teur als Antragsteller über den im Antrag ent­
haltenen Wein im Inland zuletzt verfügungs­
berechtigt ist und durch entsprechende Aufzeich­
nungen vollen Nachweis über die Identität des 
im Ausland abgefüllten Weines gegenüber dem 
beantragten führt. Die äußere Form des Wein­
gütesiegels (wie Größe, Farbe, Kontrollnummer, 
Art der Aufmachung, Anbringung und Beschrif­
tung) sowie Vorschriften über den Nachweis 
beim Export in sonstigen Behältnissen hat der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
durch Verordnung festzulegen. 

(9) Der Antragsteller hat den mit der Erledi­
gung des Antrages und, im Falle der Zuteilung 
von Weingütesiegeln gemäß Abs. 5, der Her­
stellung und Ausfolgung der zugeteilten Wein­
gütesiegel verbundenen Aufwand zu ersetzen. 

Zu Z 3 (§ 29 a): 

(13) Weine, die nicht gemäß den Abs. 1, 2 
oder 4 bezeichnet werden, gelten als Tafelweine 
oder Tischweine und dürfen als solche bezeichnet 
werden. 

(8) Das Weingütesiegel hat die Worte "Wein­
gütesiegel Österreich" zu enthalten. Soweit 
Siegelwein für die Ausfuhr bestimmt ist, dürfen 
anstelle dieser Worte deren übersetzungen, in 
englischer oder französischer Sprache verwendet 
werden. Das Weingütesiegel darf nur an Flaschen 
mit einem Inhalt von 0,35 Liter bis einschließlich 

,1 Liter angebracht werden. Für Qualitätsweine, 
die in sonstigen Behältnissen exportiert werden, 
ist die Verwendung des Weingütesiegels nur dann 
gestattet, wenn der Exporteur als Antragsteller 
über den im Antrag enthaltenen Wein im Inland 
zuletzt verfügungsberechtigt ist und durch ent­
sprechende Aufzeichnungen vollen Nachweis über 
die Identität des im Ausland abgefüllten Weines 
gegenüber dem beantragten führt. Die äußere 
Form des Weingütesiegels (wie Größe, Farbe, 
Kontrollnummer, Art der Aufmachung, Anbrin­
gung und Beschriftung) sowje Vorschriften über 
den Nachweis beim Export in sonstigen Behält­
nissen hat der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft durch Verordnung festzulegen. 

(9) Für die Inanspruchnahme der mit der Er­
ledigung des Antrages verbundenen Tätigkeit 
der zuständigen Untersuchungs anstalten und des 
Bundesministeriums für Land- und Forstwirt­
schaft hat der Antragsteller ein Entgelt' nach 
Maßgabe eines Tarifes zu entrichten. Den Tarif 
hat der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft unter Bedachtnahme auf den in Durch­
führung dieser Tätigkeit verbundenen Sach- und 
Zeitaufwand sowie den Aufwand, der sich in 
Beziehung auf die Art dieser Tätigkeit ergibt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen durch Verordnung zu erlassen. 

Mo s tw ä g er 

§ 29 a. (1) Sieht die Landesgesetzgebung die 
Einrichtung von Hilfsorganen bei der' Behörde 
vor, die mit der Kontrolle des für die Erzeugung 
von Prädikatswein bestimmten Lesegutes beauf­
tragt sind (Mostwäger), so kommen hiefür nur 
Personen in Betracht, die 

a) das 19. Lebensjahr vollendet haben, 

b) die erforderlichen fachlichen, geIstIgen, 
körperlidlen und charakterlichen Voraus­
setzungen erfüllen, 

c) vertrauenswürdig sind und 
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Gelt end e r Tex t: 

ZU Z. 4 (§ 45 Abs. llit. g): 

Zu Z. 5 (§ 51 Abs. 2lit. f): 

f) als Betriebsinhaber (Stellvertreter, Beauf­
tragter) den Bestimmungen der §§ 26 und 
27 Abs.l zuwiderhandelt, 

Zu Z. 6 (§ 51 Abs. 3 lit. abis c): 

a) Wein oder weinähnliches Getränk, dessen 
Bezeichnung nicht den Bestimmungen der 
§§ 13 bis 17, 19 Abs. 1, 2, 4 und 5, 20 
Abs. 1 bis 8 und 21 entspricht, zum Ver-

Vor g es chi a gen e Fa s s u n g: 

d) den erforderlichen Besuch eines vom Bun­
desministerium für Land- und Forstwirt­
schaft veranstalteten Lehrkurses nachweisen 
können, in dem die für die Kontrolltätig­
keit eines Mostwägers erforderlichen Kennt­
nisse vermittelt werden. 

(2) Die Mostwäger sind innerhalb ihres Auf­
gabenbereiches (Abs. 1) verpflichtet, 

a) das gemäß § 19 Abs. 8 vorgeführte Lesegut 
auf Qualität und Menge zu prüfen, 

b) über die Prüfung Aufzeichnungen zu füh­
ren und, 

c) soweit dies im Rahmen der Durchführung 
ihrer überprüfungstätigkeit erforderlich ist, 
in den Weingärten und in den im § 26 
Abs. 2 angeführten Räumlichkeiten Nach­
schau zu halten. 

(3) Die Betriebsinhaber, ihre Stellvertreter oder 
sonst Beauftragten sind verpflichtet, die gemäß 
Abs. 2 lit. a und c vorgesehenen Maßnahmen 
zu dulden. Sie sind ferner verpflichtet, die irri 
§ 26 Abs. 2 angeführten Räumlichkeiten am 
Tage der Vorführung des Lesegutes bis 21 Uhr, 
wenn jedoch begründeterweise anzunehmen ist, 
daß auch zu anderer Zeit in diesen Räumlich­
keiten gearbeitet wird, auch zu dieser Zeit, zu­
gänglich zu halten. 

(4) Die Mostwäger genießen in Ausübung 
ihres Dienstes den Schutz, der Beamt~n gewährt 
wird (§ 74 Z 4 StGB). 

(5) Der Landeshauptmann wird· ermächtigt, 
ungeachtet der Bestimmung des § 78 Abs. 2 
AYG, durch Verordnung einen Betrag als Ver­
waltungsabgabe festzusetzen, der je Liter oder 
Kilogramm des gemäß § 19 Abs. 6 lit. b zu 
meldenden Lesegutes zu bemessen ist. Bei der 
Festsetzung dieses Betrages ist auf den für die 
Tätigkeit der Mostwäger erforderlichen Aufwand 
Bedacht zu. nehmen. Die Bezirksverwaltungs­
behörde hat die Verwaltungsabgabe dem im Zeit­
punkt der Meldung über den Wein Verfügungs-

. berechtigten vorzuschreiben. 

g) Bescheinigungen gemäß § 19 Abs. 9 zum 
Zwecke der Täuschung verwendet, nach­
ahmt oder weitergibt, 

f) als Betriebsinhaber (Stellvertreter, Beauf­
tragter) den Bestimmungen der §§ 26, 27 
Abs.1 und 29 a Abs. 3 zuwiderhandelt. 

a) Wein oder weinähnliches Getränk, dessen 
Bezeichnung nicht den Bestimmungen der 
§§ 13 bis 17, 19 Abs. 1, 3, 4 und 5, 20 
Abs. 1 bis 8 und 21 entspricht, zum Ver-
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Gel t end e r Tex t: 

kauf bereithält, verkauft oder sonst in Ver­
kehr bringt, 

b) andere als die im § 22 Abs. 1 bis 6 ange­
führten Obstweine oder Obstwein, dessen 
Bezeichnung nicht den Bestimmungen des 
§ 24 entspricht, zum Verkauf bereithält, 
verkauft oder sonst in Verkehr bringt, 

c) den Bestimmungen der §,§ 19 Abs. 7 zwei­
ter Satz; Abs. 8 zweiter Satz, 19 a Abs. 4' 
erster und dritter Satz, Abs. 7, Abs. 8 und 
11 und des § 36 zuwiderhandelt, 

Vor g e s chi a gen e Fa s s .u n g: 

kauf bereithält, verkauft oder sonst in 
Verkehr bringt oder Prädikatswein ent­
gegen § 19 Abs. 10 in Verkehr bringt, 

b) andere als die im § 22 Abs. 1 bis 6 ange­
führten Obstweine oder Obstwein, dessen 
Bezeichnung nicht den Bestimmungen des 
§ 24 entspricht, zum Verkauf bereithält, 
verkauft oder sonst in Verkehr bringt, 

c) den Bestimmungen der §§ 19' Abs. 9 zwei­
ter Satz, Abs. 12 zweiter Satz, 19 a Abs. 4 
erster und dritter Satz, Abs. 7, 8 und 11 
sowie des § 36 zuwiderhandelt. 
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